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                 Datum: 19. Juli 2007

Begründung zum

Bebauungsplan Nr. 149 „Bahngelände Nord“

Blick von Bahnhofstraße auf Südtiroler Platz und Empfangsgebäude Bahnhof Rosenheim

Kleppersteg               AOK

Blick nach Westen auf das Plangebiet 

AOK     Bahnhof RO   Kleppersteg

Blick vom Kleppersteg nach Osten auf das Plangebiet   Fotos: Stadtplanungsamt Rosenheim OF.
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I. Planungsbericht

1. Lage des Plangebietes / Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das zu überplanende Gebiet liegt ca. 800 m südwestlich vom Stadtzentrum Rosenheim.
Das Plangebiet wird von der Münchener Straße, Luitpoldstraße und Gießereistraße
(Staatsstraße 2362) erschlossen. Es reicht vom Brückenberg im Westen bis zum
Mühlbach im Osten und wird im Süden von den Gleisanlagen und im Norden von der
Staatsstraße (ST) 2362 begrenzt.
Der Geltungsbereich umfasst folgende Flur-Nummern der Gemarkung Rosenheim:
1630/76, 1630/79, 1630/83, 1630/126-Teilfläche (T), 750/1, 1588/5, 1585/4, 1586/2,
1586/5, 1620-T.,1623-T.,1630-T., 1630/41, 1619, 1637, 1630/136, 1584/5, 1583,
1630/138, 1586, 1586/6, 1585, 1630/139, 1627, 1630/78, 1630/43, 1630/42, 1588/12,
1630/134, 1585/3, 1588, 1581, 1581/2, 1587, 1583/4, 1625/2, 1636/19, 1634, 1635/1,
1636/21-T.

Übersichtsplan Norden ­



Bebauungsplan Nr. 149 „Bahngelände Nord“       Begründung vom 19.07.2007    Planungsbericht   Seite 4

2. Anlass zur Planaufstellung

Die Entwicklung neuer Betriebsformen und Betriebstechniken ist der Grund, dass nicht
mehr alle der ursprünglich für Bahnzwecke vorgesehenen Flächen für den heutigen
Betriebsablauf erforderlich sind. Dies hat dazu geführt, dass Bahnflächen entlang der
Münchener Straße brach liegen oder für bahnfremde Nutzungen verwendet werden.

Das bahninterne Instrumentarium zur Überprüfung von betriebsnotwendigen Flächen ist
die Entbehrlichkeitsprüfung, mit der die Voraussetzungen für die Entwidmung (jetzt
Freistellung) von Bahnflächen geschaffen werden. Mit der Freistellung werden Flächen
aus dem Geltungsbereich des Eisenbahngesetzes entlassen und unterliegen damit der
Planungshoheit der Gemeinden.

Die DB Services Immobilien GmbH hatte im Juni 2003 die Entwidmung ausgedehnter
Grundstücksbereiche im nördlichen Bahnhofsgelände von Rosenheim beim Eisenbahn-
Bundesamt (EBA) beantragt  und im August und Oktober 2003 Entwidmungsbescheide
vom EBA erhalten.

Für den Bahnhofsbereich Rosenheim wurden bereits seit Jahren umfangreiche
Planungsüberlegungen angestellt, die zum einen den engeren Umgriff des
Bahnhofsgebäudes und seines Vorplatzes (Südtiroler Platz), andererseits allgemeine
Nutzungsüberlegungen in den durch die Bahn genutzten Flächen betroffen haben.

Während im Bereich des Bahnhofes der Bedarf von Flächen für einen Zentralen
Omnibusbahnhof (ZOB) und Parkhaus geklärt ist, ist die Nutzung in anderen
Teilbereichen noch weitgehend offen.

Der Stadtrat hat deshalb in seiner Sitzung vom 20.02.2003 die Einleitung des 20.
Änderungsverfahrens des Flächennutzungsplanes „Bahnhofsgelände“ und die
Aufstellung des  Bebauungsplanes Nr. 149 „Bahngelände Nord“ beschlossen mit dem
Ziel, nach Vorliegen der Entwidmungs- bzw. Freistellungsvoraussetzungen die
Erschließung des Bahnhofs sowie innenstadtverträgliche Nutzungen vorzubereiten und
zu leiten.

Zur Sicherung der Planungsziele innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes hat der Stadtrat den Erlass einer Veränderungssperre beschlossen,
die im September 2007 ablaufen wird.

3. Flächennutzungsplan (planerische Rahmenbedingungen)

3.1 Flächennutzungsplan, derzeitige Nutzung

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Rosenheim sieht im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes „Flächen für Bahnanlagen“ vor.
 Im Norden grenzen Mischgebietsflächen, ein Sondergebiet Brauerei und ein Allgemeines
Wohngebiet an, das in eine Gemeinbedarfsfläche Verwaltung übergeht.
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3.2 Flächennutzungsplan, beabsichtigte Nutzung, Planungsrecht

Der Stadtrat hat nach vorausgehenden Planungsvarianten am 27.07.2005 den
städtebaulichen Rahmenplan in der Fassung vom 13.07.2005 für die frühzeitige Bürger-
und Behördenbeteiligung im Verfahren zur 20. Änderung des Flächennutzungsplanes
„Bahnhofsgelände“ und im Bebauungsplanverfahren Nr. 149 „Bahngelände Nord“
freigegeben.
Die Rahmenplanung verfolgt vorrangig das Ziel, den Personenbahnhof als
Verkehrsknoten mit allen Umsteigefunktionen leistungsfähig und mit hoher
Aufenthaltsqualität auszubauen und das Bahnhofsvorfeld als Tor zur Innenstadt
einladend zu gestalten. Darüber hinaus sollen die Teilflächen, die zur dauerhaften
Sicherung der Verkehrsfunktionen des Bahnhofs nicht benötigt werden, für ergänzende
Nutzungen entwickelt werden, die der Attraktivität der Innenstadt dienen und ihre
Angebotsvielfalt abrunden.
Als Art der Nutzung ist die Darstellung bzw. Festsetzung von Flächen für den Verkehr in
den unmittelbar an den Bahnhof angrenzenden Bereichen notwendig. Im weiteren
Umfeld um das Bahnhofsgebäude ist die Ausweisung von Gewerbegebiet geplant; aus
umwelttechnischer Sicht ist weder eine Wohnnutzung noch eine Mischgebietsnutzung
zulässig.
Der Flächennutzungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 3 BauGB mit der Aufstellung des
Bebauungsplanes im Parallelverfahren geändert .
Der Stadtrat beschloss die 20. Änderung des Flächennutzungsplanes „Bahnhofsgelände
Nord“ in der planzeichnerischen Darstellung vom Juni 2007 samt Begründung mit
Umweltbericht gleichen Datums am 27.06.2007.
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4. Planungskonzeption

4.1 Städtebauliches Konzept (Planungsziele)

Ziel der Stadt Rosenheim ist es, den Personenbahnhof als Verkehrsknoten mit allen
Umsteigefunktionen leistungsfähig und mit hoher Aufenthaltsqualität auszubauen und
das Bahnhofsvorfeld als Tor zur Innenstadt einladend zu gestalten.
Der Bahnhof wird barrierefrei ausgebaut und der Bahnhofsvorplatz (Südtiroler Platz) und
die  Verkehrsflächen werden neu aufgeteilt. Dem Fußgängerbereich mit öffentlicher
Grünanlage vor dem Bahnhof gliedern sich Parkflächen für Fahrräder, Kurzparkbereiche
für die Bring- und Holdienste und ein Zentraler Omnibus Bahnhof (ZOB) an.
Der ZOB soll möglichst nah an den Bahnhof der DB AG herangeführt werden, damit
kurze Wege von Bahn zu Bus möglich sind. Deshalb ist auch der Abbruch des
denkmalgeschützten Gebäudes Südtiroler Platz 2 und eines Bunkers notwendig.
Westlich des geplanten ZOB sind öffentliche Verkehrsflächen für Park + Ride bzw.
Park + Rail Parkplätze (P+R) und daran anschließend Gewerbeflächen festgesetzt.

Lageplan der geplanten Verkehrsflächen am Bahnhofsempfangsgebäude Rosenheim

4.2 Zentraler Omnibus Bahnhof (ZOB) , Parken Kurzzeitstellplätze, Fahrräder , P+R

ZOB
In den Jahren 1994 bis 2003 wurden ca. 12 Varianten für einen Zentralen Omnibus
Bahnhof am Südtiroler Platz untersucht. In einem Workshop wurde die Variante 5 der
Ingenieurgesellschaft Dr. Brenner + Münnich aus dem Jahr 2002 als Grundlage für alle
anderen Planungen festgelegt.  In dieser Variante befindet sich der ZOB westlich des
Empfangsgebäudes (vor dem Basa-Gebäude). Für die Durchmesserlinien des
Stadtverkehres sind Haltepositionen entlang der Luitpoldstraße beidseits der

Bahnhofsempfangsgebäude

ZOB P
Fahrräder

Fahrräder
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Bahnhofstraße angeordnet. Insgesamt sind 10 Doppelhaltestellen vorgesehen. Zufahrten
zum ZOB befinden sich direkt gegenüber der Bahnhofstraße sowie westlich an der
Luitpoldstraße. Ausgefahren wird lediglich über die Luitpoldstraße.

Parken Kurzzeitstellplätze
Im östlichen Bereich des Bahnhofsvorplatzes werden Kurzzeitstellplätze angeordnet.
Es werden ca. 30 Kurzzeitstellplätze für Bring- und Holdienste benötigt.
Im westlichen Bereich des Bahnhofsvorplatzes werden Fahrradstellplätze (anstelle des
Basa-Gebäudes) und Taxistände angeordnet. Es werden ca. 10 Taxistände benötigt.

Fahrräder
Im Bereich des Bahnhofs werden heute an einem durchschnittlichen Werktag rund 1.000
Fahrräder abgestellt.
Der Bestand an 134 Rad-Stellplätzen südlich der Gleise an der Klepperstraße wird als
ausreichend bewertet. Bei einer Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten von Süden zu
den Bahnsteigen, wie dies mit der in Planung befindlichen Unterführung vorgesehen ist,
steigt der Bedarf auf ca. 300 Rad-Stellplätze. Auf dem Gebiet nördlich der Gleisanlagen
besteht dann ein Bedarf für ca. 900 Rad-Stellplätze. Ein Teil dieser Stellplätze soll in
einem Fahrradparkhaus, das einen direkten Zugang zur geplanten Unterführung erhält,
untergebracht werden.
Kurz- bis mittelfristig wird im Bereich des Bahnhofs Rosenheim ein Gesamtbedarf bis
1.200 Fahrradabstellplätzen prognostiziert.
Bezüglich der Fahrradabstellanlagen wird empfohlen, insbesondere veraltete DB-
Abstellanlagen durch neue, moderne Anlagen mit einer Kapazitätserweiterung zu
ersetzen. Diese Fahrradabstellanlagen sind östlich und westlich des
Bahnhofsempfangsgebäudes geplant. Dort setzt der Bebauungsplan öffentliche
Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung Fahrradanlagen fest. An zusätzlicher Ausstattung
soll eine generelle Überdachung der Abstellanlagen erreicht werden. Die
Benutzerfreundlichkeit und der Diebstahlschutz sollen dabei dem aktuellen Standard
angepasst werden.

P+R
Die Bedarfsermittlung der Münchener Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV) vom
Januar 2002 prognostiziert mittelfristig (bis 2011) zwischen 440 und 480 Stellplätze;
langfristig (bis 2021) ist von einem Bedarf von 520 bis 580 Stellplätzen auszugehen.
Da die P+R-Anlagen keine hundertprozentige Auslastung aufweisen sollten, um
Kapazitäten bei Nachfragespitzen zu bieten, ist langfristig ein Gesamtangebot zwischen
550 und 610 P+R-Stellplätzen im Bereich nördlich und südlich des Bahnhofs
anzustreben. Generell soll auf kurze Fußwege zu den Bahnsteigen geachtet werden.
Die geparkten PKW der P+R-Nutzer verteilen sich derzeit zu 42% auf den Bereich
südlich der Gleise und zu 58% auf das Gebiet nördlich der Gleise.
Auf dem Bahngelände Süd wurden an der Klepperstraße in Anlehnung an das Verfahren
zum sog. Schnittstellenprogramm des Freistaates Bayern ca. 150 P+R-Stellplätze
errichtet. Auf der festgesetzten Fläche westlich des ZOB können ca. 340 Stellplätze
hergestellt werden. Damit ist der mittelfristige Bedarf bis 2011 gedeckt.
Langfristig muss jedoch der vorhandene P+R Parkplatz an der Klepperstraße auf 450
Stellplätze erweitert werden. Vorraussetzung dazu ist jedoch die Verlängerung der
geplanten Bahnunterführung zur Klepperstraße.

Alle vorgenannten Flächen werden als öffentliche Verkehrsfläche mit der jeweiligen
Zweckbestimmung festgesetzt.
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4.3 Art und Maß der baulichen Nutzung,
Bauweise und überbaubare Grundstücksgrenzen

Im Anschluss an den ZOB und der Fläche für P+R ist ein Gewerbegebiet geplant weil
aufgrund der hohen Verkehrgeräuschbelastung ausgehend von den angrenzenden
Straßen- und Schienenverkehrswegen eine Gebietsnutzung als Mischgebiet nicht
möglich ist.
Auch bei einer gewerblichen Nutzung werden die schalltechnischen Anforderungen
überschritten, so dass in jedem Fall bei der weiteren Planung im Gewerbegebiet
Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind.
Aufgrund der innerstädtischen Lage und in Anlehnung an die bestehende Bebauung im
Bereich Münchener Straße / Eidstraße wird im Gewerbegebiet eine abweichende
Bebauung mit Baukörpern über 50 m Länge und drei Vollgeschossen festgesetzt.

Die überbaubaren Grundstücksgrenzen im festgesetzten Gewerbegebiet springen
gegenüber den bestehenden Gebäuden Münchener Straße 57 u. 59 um ca. 5m nach
Südwesten zurück, da die Münchener Straße um Radfahrstreifen, Grünstreifen und
Gehweg verbreitert werden soll. Für die Münchener Straße und diese Erweiterung wird
öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt wird.

4.4 Verkehrserschließung

Parallel zur Bahnlinie München-Rosenheim wird im Abstand von ca. 16 m zur ersten
Gleisachse (Mühldorfer Gleis) eine neue Erschließungsstraße festgesetzt, die die innere
Erschließung des geplanten Gewerbegebietes sicherstellt. Um die Sicherheit und
Leichtigkeit des fließenden Verkehrs zu gewährleisten wird an zwei Stellen, in
Verlängerung der Eidstraße und auf Höhe der Brauerei Auerbräu, die Anbindung an das
übergeordnete Straßennetz Münchener Straße vorgesehen. Ansonsten wird von der
Münchener Straße ein Zufahrtsverbot festgesetzt. Die vier Bauparzellen des
Gewerbegebietes können somit nur über die neue Planstraße erschlossen werden,
Im Kreuzungsbereich der Luitpoldstraße ist eine BUS Abbiegespur zum Zentralen
Omnibus Bahnhof notwendig.

4.5 Ver- und Entsorgung

Alle wesentlichen Ver- und Entsorgungsleitungen sind in der Münchener Straße und
Luitpoldstraße vorhanden. Je nach geplanter  Grundstücksteilung muss in den neu
geplanten, öffentlichen Verkehrsflächen eine zusätzliche Kanalisation errichtet werden,
soweit die neuen Grundstücke nicht unmittelbar an die Luitpold- bzw. Münchenerstraße
anliegen, bzw. dadurch erschlossen sind. Dies ist bei einer möglichen
Grundstücksaufteilung zu beachten.
Auf Bahngelände verläuft parallel südlich zur Planstraße ein bestehender
Regenwasserkanal. Seine Lage wird nicht durch Baugrenzen beeinflusst. Dieser Kanal
ist in der Planzeichnung nachrichtlich übernommen.
 Schmutzwasser:
In der Luitpold- und Münchenerstraße ist eine Mischwasserkanalisation vorhanden, die
das zusätzliche Schmutzwasser mit aufnehmen kann.
Regenwasser:
Die vorhandenen Kanäle in der Luitpold- und Münchenerstraße sind nur bedingt
aufnahmefähig. Die Regenwasserbeseitigung ist folgendermaßen zu bewerkstelligen:
a) Versickerung auf dem Gelände
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b) Ableitung über den DB - eigenen RW-Kanal auf dem Gelände
c) Rückhalt und Ableitung über das öffentliche Kanalnetz soweit die Lösungen a) und
          b) nachweislich nicht möglich sind
Südtiroler Platz:
Der Südtiroler Platz ist zur Zeit keine öffentliche Verkehrsfläche, demzufolge ist die
komplette Kanalisation in diesen Bereich Eigentum der DB AG.
Der Stadtentwässerung, Eigenbetrieb der Stadt Rosenheim, liegen hierüber keine
Unterlagen vor. Eine mögliche Übernahme der Leitungsnetze in den Besitz der
Stadtentwässerung kann nur im ordnungsgemäßen Zustand erfolgen. Die Nachweise
sind durch den jetzigen Eigentümer zu erbringen.
Vorhandene Kanalisation:
Das gesamte DB-Gelände wird über eine vorhandene, DB - eigene RW-Kanalisation vom
Brückenberg über die Gießereistraße bis zur Kufsteinerstraße entwässert. Die Einleitung
erfolgt in den Hammerbach. Der vorhandene Verknüpfungspunkt mit der öffentlichen
Kanalisation in der Gießereistraße (Nähe Einmündung Kufsteinerstraße) wird zukünftig
aufgelöst. Diese Kanalisation ist weiterhin für die Oberflächenentwässerung zu nutzen.
(siehe Pkt. Regenwasser). Weitere Unterlagen über den Zustand und/oder die
Leistungsfähigkeit liegen der Stadtentwässerung nicht vor.

4.6 Grünordnung

Da bei Abbruch des Bunkers und der Errichtung des ZOB dort der Baumbestand völlig
weichen muss, ist auf dem Südtiroler Platz eine hochwertige Grünanlage neu anzulegen.
Es sind deshalb dort achsialsymmetrisch zur Bahnhofstraße zwei öffentliche Grünflächen
festgesetzt, um teilweise bestehende Bäume zu erhalten und diese zu ergänzen.
Um der großen Versiegelung der notwendigen Verkehrsflächen entgegenzuwirken und
einen Ausgleich zu schaffen, wird nördlich des P+R Platzes eine öffentliche Grünfläche
und Baumpflanzungen festgesetzt.
Der Streifen südlich der Planstraße wird als Verkehrsgrün mit Baumpflanzungen
festgesetzt. Abstand und Art der Bepflanzung müssen dort so gewählt werden, dass bei
Windbruch keine Bäume auf das Bahngelände bzw. in das Lichtraumprofil des Gleises
fallen können. Der Mindestabstand ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem
Sicherheitszuschlag von 2,50 m. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen
(Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten.
Bei Baumpflanzungen dürfen deshalb dort nur kleinkronige Sorten eingesetzt werden.

4.7 Hochwasserschutz

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Überschwemmungsgebiet der
Mangfall. Bei Hochwässern, die etwa alle 35 Jahre auftreten können, ist mit
Überflutungen zu rechnen. Die erforderlichen Hochwasserschutzmaßnahmen zur
Hochwasserfreilegung des Plangebietes in Kolbermoor und Rosenheim sind in Planung.
Mit Abschluss der Maßnahmen ist frühestens im Jahr 2013 zu rechnen.
Im Rahmen der Baugenehmigung ist für jedes Vorhaben ein Hochwasserschutzkonzept
vorzulegen, das den Schutz vor einem 100-jährigen Hochwasserereignis nachweist.
Dieser Schutz kann zum Beispiel dadurch gewährleistet werden, dass der
Erdgeschossfußboden 15 cm über der Wasserspiegellage bei einem HQ 100 liegt. Der
Schutz kann aber auch durch andere geeignete Maßnahmen sichergestellt werden.
Wegen des zum Teil hohen Grundwasserstandes wurde festgesetzt, dass in
Kellerräumen Aufenthaltsräume und bedeutende Einrichtungen der Infrastruktur
unzulässig sind. Die Überschwemmungshöhe beträgt zwischen etwa 10 bis 70 cm, im
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Mittel etwa 30 cm. Die Bebauung darf zu keiner Verschlechterung der
Abflussverhältnisse führen. Der verlorengehende Retentionsraum ist auszugleichen.

4.8 Denkmalschutz

Das in der Denkmalliste geführte Baudenkmal Südtiroler Platz 2 ist der letzte erhaltene
Teil der in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts errichteten Gesamtanlage des
„zweiten“ Rosenheimer Bahnhofs. Das ehemalige Verwaltungsgebäude steht im
Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (Bundeseisenbahnvermögen) und wird von
der Allianz Immobilien GmbH, München, verwaltet.

        
Baudenkmal Südtiroler Platz 2      Gesamtanlage Bahnhof vor dem II.WK

Das Gebäude wird seit vielen Jahren nicht mehr genutzt; es wurde bislang aber durch
den Eigentümer bzw. dessen Beauftragte in dem notwendigen Umfang erhalten und
gesichert (letzte Reparaturarbeiten im Sommer 2006).

Im Jahre 1995 stellte das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege die
Denkmaleigenschaft für das Gebäude fest und trug es in den Entwurf der Denkmalliste
der Stadt Rosenheim nach. Mit Beschluss vom 14.12.1995 lehnte der Stadtentwicklungs-
und Baugenehmigungsausschuss hierzu das „Benehmen“ nach Art. 2 Abs. 1 DschG
mehrheitlich ab. Das „Einvernehmen“ der Gemeinde im Sinne einer Zustimmung zum
Listeneintrag, der zur Denkmaleigenschaft lediglich nachrichtlichen und nicht
feststellenden Charakter hat, ist zwar dem Gesetz nach nicht erforderlich; gleichwohl bat
das Landesamt die Stadt mit Schreiben vom 18.12.1996 darum, ihre Entscheidung zu
überdenken. Ergänzend dazu teilte das Landesamt mit Schreiben vom 13.01.1997 mit,
dass es an der Eintragung festhält. Die neuerliche Beschlussfassung stellte der
Ausschuss in der Sitzung am 20.02.1997 jedoch zurück. Insofern steht die Entscheidung
über das Benehmen der Gemeinde bis heute aus; das in solchen Fällen vorgesehene
Verfahren, nämlich die Einschaltung des Landesdenkmalrats, wurde somit nicht in Gang
gesetzt. Unabhängig davon bleibt festzustellen, dass es sich bei dem Gebäude um ein
Baudenkmal nach Art. 1 DschG handelt. Dies wurde seither in mehrfach durch den
Gebietsreferenten des Landesamts bestätigt.
Im Rahmen der Behördenbeteiligung wurde am 03.04.2007 erneut wie folgt Stellung
genommen:
„Die frühzeitige Überplanung des großzügigen innerstädtischen Geländes entlang der
Bahngleise ist grundsätzlich im Sinn einer geordneten städtebaulichen Entwicklung
begrüßenswert. Die übergeordneten Planungsziele der Stadt Rosenheim, in diesem
Bereich vor allem auch einen funktionsfähigen Zentralen Omnibusbahnhof und eine
stadtnahe Park & Ride Zone zu schaffen, können seitens des Landesamtes für
Denkmalpflege nachvollzogen werden.
In der vorgelegten Planfassung ist jedoch der Funktionsbereich ZOB so weit in Richtung
Südtiroler Platz gerückt, dass das Anwesen Südtiroler Platz 2 abgebrochen werden
müsste. Der dreigeschossige Walmdachbau mit Eckrisaliten und spätklassizistischer
Putzgliederung ist heute die letzte Erinnerung an den 1876 neu errichteten und nach

Bahnhof

Baudenkmal
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1945 abgebrochenen, zweiten Bahnhof in Rosenheim. Unter den Aspekten der
Architektur- und Wirtschaftsgeschichte der Stadt Rosenheim ist das qualitätsvolle, unter
Leitung von Jakob Graff errichtete Verwaltungsgebäude aus Sicht des Landesamtes für
Denkmalpflege ein wesentlicher Bestandteil der Denkmallandschaft Rosenheims. Bis
zum Sommer letzten Jahres wurde ein regelmäßiger Bauunterhalt durchgeführt, so dass
die Sanierungsfähigkeit aktuell wohl nicht zu bezweifeln ist.
Aus den genannten Gründen kann einem Abbruch des Gebäudes seitens des
Landesamtes für Denkmalpflege nicht zugestimmt werden. Nach denkmalfachlicher
Auffassung besteht außerdem aufgrund der Großzügigkeit des zur Verfügung stehenden
Geländes durchaus die Möglichkeit, die notwendigen Nutzungen auch bei Erhalt des
Gebäudes zu realisieren. Die Einbeziehung des auch städtebaulich prägnanten
Verwaltungsbaus bei der Gestaltung des zukünftigen Bahnhofsvorplatzes kann dabei
durchaus von Vorteil sein. Das Gebäude fasst den Platz, für den im Bebauungsplan zu
recht auch das Ziel „hohe Aufenthaltsqualität“ postuliert wird. Die deutlichere Abgrenzung
zwischen den Funktionsbereichen ZOB und Park & Ride einerseits und einem
gestalteten Bahnhofsvorplatz andererseits ist sicher vorteilhaft.“

Das Landesamt ist vor dem möglichen Abbruch des Gebäudes im Rahmen des
denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens noch einmal zu hören. Die Entscheidung der
Stadt über den Abbruch ist jedoch abschließend; sie ist aber im Falle einer Abweichung
von der fachlichen Stellungnahme des Landesamts zu begründen.

4.9 Bedingte und befristete Festsetzungen gemäß § 9 (2) BauGB

Im Bebauungsplan sind die noch nicht freigestellten Bahnflächen als lila-weiß-gestreifte
Flächen dargestellt und als Flächen festgesetzt, deren Nutzung erst nach Feststellung
von Bahnbetriebszwecken gemäß § 9 Abs. 2 BauGB zulässig sind.
Insbesondere der Südtiroler Platz und die das Bahnhofsempfangsgebäude flankierenden
Flächen sowie die bebauten Grundstücke an der Münchener Straße sind als Fläche mit
aufschiebend bedingter Nutzung festgesetzt. Damit wird bewirkt, dass der
Bebauungsplan nach Satzungsbeschluss mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft
tritt. Die Festsetzungen auf den noch nicht freigestellten Flächen greifen jedoch erst nach
Bestandskraft der Freistellungsbescheide des Eisenbahn-Bundesamtes.

5. Örtliche Bauvorschriften

Gestaltung
Zur Fassadengestaltung und zur Dachausbildung werden Festsetzungen getroffen, die
eine einheitliche innerstädtische Gestaltung  bewirken sollen.
Die festgesetzten Flachdächer bzw. flachgeneigten Dächer sollen eine Dachbegrünung
fördern.
Werbeanlagen
Mit den Festsetzungen zu Werbeanlagen soll bewirkt werden, dass insbesondere keine
großflächigen Werbeanlagen an Gebäuden (2/3 der Fassadenfläche sind großflächig)
und Großflächenwerbetafeln nur innerhalb von Baugrenzen und nicht in Grünflächen
errichtet werden.
Anhand von Studien der konkret geplanten Fassadenbeispiele sollen Größe und
Proportionen der Werbeanlagen ermittelt werden.
Einfriedungen
Die Zielvorstellung ist, dass die Außenanlagen des Gewerbegebietes insbesondere zur
Äußeren Münchener Straße als offener Bereich gestaltet wird. Dort wo jedoch die
gewerbliche Nutzung eine Umzäunung erfordert sind Einfriedungen möglich.
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6. Planverwirklichung

Um den Plan zu verwirklichen ist der Grunderwerb der öffentlichen Verkehrsflächen
notwendig. Die Stadt Rosenheim wird die Grundstücksfläche Bahnhofsvorplatz und die
Fläche für den Zentralen Omnibus Bahnhof mit Aufweitung der Luitpoldstraße erwerben.
Außerdem müssen die Straßenverkehrsflächen für die neue Erschließungsstraße und zur
Verbreiterung der Münchener Straße und die öffentlichen Grünflächen erworben werden.
Das Entwidmungsverfahren muss für die nicht freigestellten Flächen am Südtiroler Platz
eingeleitet werden. Dies kann auch die Stadt Rosenheim beantragen.
Eine Entbehrlichkeitsprüfung wurde dort von der Deutschen Bahn AG Station & Service
bereits vorgenommen.

6.1 Bodenordnung, sonstige Maßnahmen

Die Stadt kann in Gebieten, in denen sie städtebauliche Maßnahmen in Betracht zieht,
zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung durch Satzung Flächen
bezeichnen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den Grundstücken zusteht
(§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB). Der Verwendungszweck des Grundstücks ist
anzugeben, soweit das bereits zum Zeitpunkt der Ausübung des Vorkaufsrechts möglich
ist (§25 Abs. 2 Satz 2 BauGB).
Eine Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gemäß § 25 BauGB für den Bereich
des Bahnhofsvorplatzes (Südtiroler Platz) zwischen Mühlbach und Münchener Straße
hat der Stadtrat am 22.11.2006 beschlossen und ist am 29.11.2006 in Kraft getreten.
Verhandlungen mit der DB AG über den Erwerb der Flächen am Südtiroler Platz sind im
Gange. 

              Norden­
Geltungsbereich der Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gemäß § 25 BauGB für den Bereich des
Bahnhofsvorplatzes zwischen Mühlbach und Münchener Straße
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Durch die Neuordnung müssen die vorhandenen Gebäude Südtiroler Platz 2
(eingetragen in die Denkmalliste des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege),
Südtiroler Platz 5 und 5a und Luitpoldstraße 4  sowie der Bunker und nahezu der
komplette Baumbestand am Südtiroler Platz entfernt werden.
Das Bahnhofsempfangsgebäude wird im Bestand festgeschrieben. Die dort
flankierenden Gebäude (Basa, Trafostation) können ebenfalls abgebrochen werden,
soweit sie nicht bahnbetrieblichen Zwecken weiter vorgehalten werden müssen.

6.2 Städtebauliche Kennzahlen

Größe des Planungsgebietes ca. 82.500 m²
darin
Öffentliche Straßen-Verkehrsflächen ca. 31.900 m²
Gewerbegebiet ca. 19.500 m²
Öffentliche Parkflächen (P+R) ca.   9.300 m²
Öffentliche Grünfläche (Eingrünung P+R) ca.   3.000 m²
Öffentliche Grünfläche Abstandsgrün zu den Bahngleisen ca.   2.850 m²
Öffentliche Verkehrsfläche
Zweckbestimmung Zentraler Omnibus Bahnhof ca.   5.000 m²
Öffentliche Verkehrsfläche
Zweckbestimmung Kurzparker (Bring- und Holdienste) ca.   3.400 m²
Öffentliche Verkehrsfläche Zweckbestimmung
Fußgängerzone mit Grünfläche Südtiroler Platz ca.   3.400 m²
Öffentliche Verkehrsfläche
Zweckbestimmung Fahrradparken ca.   2.200 m²
Bahnhofsempfangsgebäude ca.   1.950 m²

6.3 Folgekosten

Es fallen zur Zeit nicht bezifferbare Folgekosten an für

- Entsorgung von anfallendem Aushubmaterial entsprechend dem
Konzept für weiterführende Erkundungsmaßnahmen

- Kampfmittelerkundung und Kampfmittelbeseitigung
- Grunderwerb der festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen
- Entmietung des Wohngebäudes Südtiroler Platz 5 und 5a
- Freimachen des Geländes einschließlich

Beseitigung der Gebäude am Südtiroler Platz
- Errichtung des Zentralen Omnibus Bahnhofs (ZOB)
- Errichtung von öffentlichen Grünanlagen und Gestaltung des Südtiroler Platzes
- Ausbau der Münchener Straße einschließlich Kreuzungsausbau am Brückenberg
- Neuerrichtung der Planstraße parallel zum Mühldorfer Bahngleis
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7. Fachgutachten

Es wurden nachfolgende Fachgutachten erstellt, die ihren Niederschlag in den textlichen
Festsetzungen und im Umweltbericht gefunden haben:

- Schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung
- Erschütterungstechnische Untersuchung
- Lufthygienisches Gutachten
- Weiterführende Erkundungsmaßnahmen im Hinblick auf die Entsorgung von

anfallendem Aushubmaterial
- Konzepterstellung für die Kampfmittelerkundung und Kampfmittelbeseitigung

Die Anregungen des Landratsamtes Rosenheim Abt. VI Gesundheitsamt vom
02.04.2007 sind im Umweltbericht eingearbeitet.

Aufgrund der Erkenntnisse über die Bodenbelastungen von Bahnflächen ist davon
auszugehen, dass weitere Erkundungen und Sanierungsmaßnahmen notwendig werden.
Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden deshalb gekennzeichnet
als Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind.
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